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Afghanistan steht vor einem Wendepunkt. Die Lage beim 
Abzug der NATO/ISAF-Truppen gibt keinen Anlass zum 
Optimismus. Zwar wurden gewisse Fortschritte bei der Ent-
wicklung des Landes erreicht, insgesamt ist die Lage jedoch 
hinsichtlich Sicherheit, politischem System und Wirtschaft 
beunruhigend. Afghanistan gehört nach wie vor zu den ärms-
ten Ländern der Erde und ein anhaltender Frieden ist nicht in 
Sicht.

An der Sicherheitsfront hat das ganze NATO-Unternehmen 
Afghanistan eine Menge Leiden gekostet, eine Menge an 

menschlichem Leben und keinen Zugewinn, denn das Land 
ist nicht sicher.“ Dieser Satz des afghanischen Präsidenten 
Hamid Karzai in einem BBC-Interview im Oktober 2013 
hatte in den USA und bei der NATO genauso viel Empö-
rung ausgelöst wie seinerzeit in Deutschland die Bewertung 
der damaligen Bischöfin Margot Käßmann, „nichts“ sei gut 
in Afghanistan. Karzai unterschlägt jedoch einen Teil der 
Wahrheit. Zum einen trägt seine Regierung ein gerüttelt Maß 
an Mitverantwortung für die derzeitige Misere. Zum ande-
ren handelt es sich bei der „Mission Afghanistan“ nicht nur 
um einen Militäreinsatz, auch wenn dieser Aspekt zuungun-
sten des institutionellen und wirtschaftlichen Wiederaufbaus 
in den Vordergrund getreten ist. Ursprünglich proklamierte 
Demokratisierungsziele wurden dem „Krieg gegen den Terror“ 
genauso untergeordnet wie der Zeitplan für die Umsetzung 
des Bonner Afghanistanabkommens von 2001 dem Wahlka-
lender von Präsident George W. Bush.1 
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Im Sicherheitsbereich zeichnet sich die afghanische Misere 
dadurch aus, dass die Talibanbewegung weder besiegt noch zer-
schlagen wurde. Dem Jahresbericht der US-Geheimdienste vom 
März 2013 zufolge bleiben die Aufständischen „widerstands-
fähig und in der Lage, die US- und internationalen Zielstellun-
gen [in Afghanistan] zu gefährden“.2 Obwohl die Taliban durch 
Drohnenschläge und sogenannte capture-or-kill-Operationen 
erhebliche Verluste erlitten, sind ihre Strukturen und ihr Rekru-
tierungsvermögen ungebrochen. Sie operieren weiterhin landes-
weit, wenn auch in unterschiedlicher Intensität, weichen größeren 
Gefechten aus, verzichten auf dauerhafte Geländegewinne und 
verlassen sich auf Mittel des asymmetrischen Krieges wie Spreng-
fallen, gezielte Mordanschläge auf Vertreter der Kabuler Regierung 
sowie Nadelstich-Attacken gegen Stützpunkte der afghanischen 
und der NATO/ISAF-Truppen. Bis 2010 haben die Kampf-
handlungen Jahr für Jahr zugenommen und halten sich seitdem, 
mit Schwankungen, auf hohem Niveau. Schon im Mai 2012 
wurde von „sprunghaft“ wieder angestiegenen Talibanaktivitäten 
auch in jenen Gebieten Südafghanistans berichtet3, in die Präsi-
dent Obama 2009 vorübergehend 30.000 zusätzliche Soldaten 
geschickt hatte. Aus Sicht der afghanischen Zivilbevölkerung zählt 
vor allem eines: Der Krieg dauert an und eskalierte seit Beginn der 
Intervention sogar. Das begrenzt ihren Zugang zu Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen sowie ihren privaten Bewegungsspiel-
raum. Die Zahl der Kriegstoten wächst, vor allem in der Zivilbe-
völkerung. Im ersten Halbjahr 2013 starben nach UN-Angaben 
1.319 Zivilisten, vier Fünftel davon durch Talibanattacken.

In jüngster Zeit greifen die Taliban öfter in größerer Kon-
zentration an und versuchen, zeitweise Distriktzentren zu 
übernehmen. Ende 2013 befanden sich noch 86.800 NATO/
ISAF-Soldaten im Land, davon etwa 60.000 US-Amerikaner. 
Nach afghanischen Regierungsangaben sind zwar nur fünf der 
416 Distriktzentren unter dauerhafter Talibankontrolle, aber 
in vielen reicht die Kontrolle der Regierung nicht über das 
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unmittelbare Zentrum hinaus. Im wichtigen Distrikt Maiwand 
in Südafghanistan etwa, größer als das Saarland, endet sie zwei 
Kilometer außerhalb des Hauptortes.4 Ähnlich verhält es sich 
im Distrikt Chahrdara (Provinz Kundus), der im Zuge einer 
Offensive deutscher, afghanischer und US-Truppen 2009 und 
2010 weitgehend von Taliban befreit worden war. Nachdem die 
zusätzlichen US-Truppen wieder abgerückt waren und die letz-
ten deutschen Soldaten Kundus im Oktober 2013 verlassen hat-
ten, sind die Taliban dort wieder präsent.5

Bemerkenswert sind Karzais Worte aber auch in ihrer tiefen 
Diskrepanz zu Aussagen westlicher Politiker. Im Oktober 2012 
betonte der ISAF-Sprecher in Kabul, die Taliban würden „ein-
deutig den Kampf verlieren“. Trotzdem hat sich das US-Narrativ 
über Afghanistan tief gewandelt: Von nur noch zu „säubernden 
Überresten der Taliban“ (Verteidigungsminister Donald Rums-
feld im Oktober 2004) zu der immer noch deutlich unter-
treibenden Feststellung des ISAF-Oberbefehlshabers Joseph 
Dunford, die Insurgenz werde „im Dezember 2014 nicht been-
det sein“. Der deutsche Kommandeur des ISAF-Kommandos 
Nord, Generalleutnant Jörg Vollmer, behauptete kürzlich: „Wir 
haben die afghanischen Sicherheitskräfte etwa auf 80 Prozent 
gebracht.“6 Aber 80 Prozent wovon?

Auch die Erfolgsmeldungen im Bereich des Wiederaufbaus 
sind oberflächlich. So sprach Außenminister Westerwelle am 
6. Oktober 2013 in Kundus von „drei Millionen“ afghani-
schen Mädchen, die nun wieder „zur Schule gehen“.7 Ungesagt 
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bleibt, dass 68 Prozent aller Schüler – darunter 82 Prozent 
aller Schülerinnen – die Schule vor Beendigung der sechsten 
Klasse verlassen. Im Vergleich zu Jungen besuchten doppelt 
so viele eingeschulte Mädchen (22 Prozent) nicht regelmäßig 
die Schule. In 80 Prozent der Distrikte existiert kein Gymna-
sium und in knapp der Hälfte aller Distrikte keine Sekundar-
schule für Mädchen. An den Universitäten waren 2012 laut 
Weltbank nur 12 Prozent der Studierenden Frauen, ein Jahr 
zuvor immer noch 88 Prozent aller Frauen über 15 Jahre Anal-
phabeten. 2010 hatte Afghanistan laut UNESCO-Angaben 
den weltweit niedrigsten Wert in der Geschlechtergleichheit; 
in den Berichten für 2011 und 2012 gibt es keine Angaben 
mehr dazu.8

Mithilfe von 1,9 Mrd. US-Dollar an Auslandsinvestitio-
nen in den Bildungssektor stieg zwar die Zahl der Schulen von 
7.650 (2004) auf etwa 16.000 (2013). Allerdings hatten im 
Jahre 2011 knapp die Hälfte (47 Prozent) aller Schulen kein 
Gebäude, 40 Prozent verfügten über kein sauberes Trinkwasser 
und drei Viertel nicht über sanitäre Anlagen. Der Lehrermangel 
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nimmt weiter zu. 2013 kamen 64 Schüler auf einen Lehrer; 
2011 waren es nur 44. Die Universitäten bringen zwar hohe 
Zahlen an Absolventen hervor, die jedoch weder im (abzubau-
enden) Staatsapparat noch im Privatsektor Arbeit finden. 

Die Aufstandsbewegung selbst ist mehr Symptom denn 
Ursache der inneren Konflikte. Afghanistans staatliche Insti-
tutionen sind weiterhin schwach. Nach dem massiven Wahl-
betrug 2009 und 2010 erlitten Präsident Karzai und seine 
Regierung erhebliche Legitimitätsdefizite. Die Gewalten-
teilung funktioniert nicht, der Rechtsstaat ist schwach. Die 
Regierungsführung ist von Patronage bestimmt und ineffizi-
ent. Karzai umgeht oft das schwache, wegen des Verbots par-
teigestützter Fraktionen zersplitterte und leicht manipulierbare 
Parlament. Die Justiz gilt als korruptester Bereich der Staatsin-
stitutionen. Der Präsident und sein Apparat dominieren auch 
die Wahlinstitutionen, was gerade vor der Präsidenten- und 
Provinzratswahl im April 2014 von Bedeutung ist.

Nach 2001 nur ansatzweise entwaffnete regionale Gewaltak-
teure – Warlords und ihre Feldkommandeure – beherrschen 
heute Schlüsselstellungen in Regierung, Parlament, Justiz, 
Sicherheitskräften und Wirtschaft. Mit den finanziellen Mit-
teln, die ihnen Ende 2001 über die CIA für den Kampf gegen 
die Taliban zuflossen, investierten sie in den Drogenhandel, 
mit dessen Gewinnen sie schrittweise auch legale Wirtschafts-
sektoren übernahmen. Gleichzeitig rekrutierten sie mit diesen 
Geldern neue Kämpfer für ihre Milizen und durchdrangen die 
neuen Streitkräfte. Mit diesem Drohpotenzial gewannen sie 
2005 die ersten Parlamentswahlen und erzwangen eine erneute 
Allianz mit Präsident Karzai. Der stärkste Warlord, Vertei-
digungsminister Qasim Fahim, wurde erster Vizepräsident. 
Der islamistisch dominierte Rat der Islamgelehrten (Ulema), 
dessen Führung mit dem inoffiziellen Kreis der sogenannten 
Jihadi-Führer identisch ist, wurde zum engsten Beratergre-
mium für den Präsidenten. Die Ulema/Jihadi-Führer durch-
setzen die Justiz und dominieren den öffentlichen Diskurs, in 
dem jede abweichende Meinungsäußerung als „unislamisch“ 
diffamiert werden kann. Schon früh wurden in solchen Fällen 
mit der Beschuldigung des „Abfalls vom Islam“, auf den die 



Todesstrafe steht, wirksame Exempel statuiert.9 Die recht viel-
fältigen Medien üben deshalb strikte Selbstzensur.

Politische Netzwerke konkurrieren und kooperieren wechsel-
seitig um wirtschaftlichen Einfluss und knapper werdende Res-
sourcen und haben mafiöse Züge, vor allem wenn sie mit der 
Drogenökonomie verbunden sind.10 Auf dem Korruptionsindex 
von Transparency International lag Afghanistan 2012 auf Platz 
174 von 176 untersuchten Ländern. Manche Autoren sprechen 
deshalb von „Staatsübernahme“, andere von einer Machtoligar-
chie, die aber noch fraktioniert ist.11

Die innenpolitische Landschaft ist doppelt polarisiert: militä-
risch zwischen den Afghanischen Nationalen Streitkräften (ANSF) 
mit ihren westlichen Verbündeten und den Aufständischen, poli-
tisch zwischen einer losen Koalition um Präsident Karzai und 
Oppositionsgruppen, die aus den überwiegend islamistischen 
Bürgerkriegsmilizen der 1990er Jahre hervorgegangen sind. Zwi-
schen beiden Lagern droht auch eine ethnische Polarisierung. 
Ehemalige Mudschaheddin, Taliban und kommunistische Politi-
ker setzten 2010 im Parlament eine Selbstamnestie für Kriegsver-
brechen der Vergangenheit durch. Karzai und seine Verbündeten 
verhindern bisher die Veröffentlichung eines Berichts der Afgha-
nischen Unabhängigen Menschenrechtskommission (AIHRC), 
in der diese Kriegsverbrechen dokumentiert wurden. Im Sommer 
2013 ersetzte Karzai die meisten der kritischen AIHRC-Mitglie-
der.12 Demokratische Kräfte haben es praktisch aufgegeben, am 
gegenwärtigen politischen System teilzunehmen. So war unter 
den ursprünglich 27 Präsidentschaftskandidaten für die Wahl 
2014 nur ein einziger Vertreter einer demokratischen Partei, doch 
er gehört zu den 17, die bereits disqualifiziert wurden. 
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Die politische Polarisierung wird auch bei der bevorstehenden 
Präsidentschaftswahl am 5. April 2014 zum Tragen kommen. 
Dabei darf Amtsinhaber Karzai nach zwei Wahlperioden nicht 
mehr antreten. Ein legitimes Wahlergebnis sowie eine friedli-
che Amtsübertragung gelten aber als politische Voraussetzungen 
für den Abzug der NATO-Kampftruppen. Allerdings fehlt es an 
unabhängigen Institutionen, die im möglichen Streitfall – wie 
bereits 2009 und 2010 – unparteiisch sind, sowie an einem ein-
heitlichen und realistischen Wählerregister. Die Zahl der ausge-
gebenen Wählerausweise – etwa 18,5 Millionen – übersteigt die 
der offiziellen Wähler um etwa sieben Millionen. Dadurch dro-
hen bei der kommenden Wahl erneut massive Fälschungen.13

Politisch sind der Abzug der NATO-Kampftruppen und die 
Beendigung der ISAF-Mission nicht mehr, wie ursprünglich, 
an konkrete Ziele bei der Befriedung, Staatsbildung und beim 
Wiederaufbau geknüpft. Politische Reformanforderungen an 
die afghanische Regierung wurden fallen gelassen. Beim Aufbau 
der Streitkräfte (ANSF) steht die Quantität im Vordergrund. 
Ende 2014 sollen sie die Zielgröße von 352.000 erreichen. 
Deren Unterhalt wird jährlich 4,1 Mrd. US-Dollar kosten. Bis-
her gibt es Zusagen internationaler Geber über 2,8 Mrd. US-
Dollar bis maximal Ende 2017.14 

Probleme bestehen auch hier vor allem in qualitativer Hinsicht. 
Die Motivation der ANSF-Angehörigen ist niedrig, ihre Zusam-
mensetzung ethnisch unausgewogen und es fehlt an Logistik.15 
Das Beschaffungswesen ist korrupt, und das Innenministerium 
– bekannt für systematischen Ämterverkauf – hat seine Antikor-
ruptionsreformen inzwischen ganz eingestellt.16 Fahnenflucht, 
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Verluste und Abgänge sind hoch und steigen weiter. Jährlich muss 
etwa ein Drittel aller Soldaten und Polizisten ersetzt werden. 
Netzwerke früherer Bürgerkriegsmilizen durchsetzen Armee und 
Polizei. Ihre Angehörigen sind oft ihren ehemaligen bewaffneten 
Fraktionen gegenüber loyal, aber nicht der Zentralregierung. 

Der parallele Aufbau der milizähnlichen Afghan Local Police 
(ALP) verdeutlicht, dass die westlichen Geber den regulären 
Streitkräften – und ihren eigenen Erfolgsmeldungen über sie – 
misstrauen. Die ALP mit ihren 23.550 Mann in 115 Gebieten 
(Juli 2013), die sich aus ehemaligen, der Entwaffnung entgan-
genen Bürgerkriegsmilizen und übergelaufenen Aufständischen 
rekrutiert,17 wird immer mehr selbst zum Problem. „Öffentlich 
hat das Pentagon die [ALP] als Erfolg porträtiert“, schreibt die 
„Los Angeles Times“.18 „In einem Bericht an den Kongress […] 
behauptete das Pentagon, dass sich ‚die Gesamtsicherheit in 
den meisten Dörfern verbessert hat‘, in denen ALP-Einheiten 
patrouillieren.“ Laut einer geheimen Studie für das US-Spezial-
kräftekommando in Afghanistan, das die ALP führt und ausbil-
det, sei jede fünfte ALP-Einheit in Drogenhandel, Eintreibung 
illegaler Steuern, Landraub, Mord, Vergewaltigung und Unter-
halt geheimer Gefängnisse verwickelt. Im ehemaligen Bundes-
wehrstandort Kundus hat „die Konfrontation zwischen der ALP 
und den Taliban dem dort herrschenden Quasi-Bürgerkrieg 
eine neue Konfliktebene hinzugefügt“.19

Sicherlich hat sich einiges verbessert in Afghanistan, seit die USA 
nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 den Sturz 
des Talibanregimes herbeiführten, sich dafür der Unterstützung 
der NATO-Alliierten sowie eines UN-Mandats versicherten 
und Wiederaufbau und Demokratisierung als Ziele der Inter-
vention proklamierten. Die Bevölkerung wurde das verhasste 
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Talibanregime los. Heute existieren mehr soziale Dienste, eine 
bessere Infrastruktur und mehr Freiheiten. Viele der Erfolge ste-
hen jedoch nur auf dem Papier der Gesetze, die oft nicht ein-
klagbar und zudem von islamistischen Kräften – Taliban und 
Verbündete Karzais – infrage gestellt werden. 

In Bezug auf Afghanistans Wirtschaft maß die Weltbank ein 
„bemerkenswertes Wachstum“ von durchschnittlich neun Pro-
zent pro Jahr seit 2002. Allerdings fiel es 2013 bereits auf 3,1 Pro-
zent. Das Bruttosozialprodukt (BSP) pro Kopf der Bevölkerung 
hat sich mit 591 US-Dollar seit 2001 fast verfünffacht, liegt aber 
immer noch unter dem von Nachbarländern wie Pakistan (1.201 
US-Dollar). Von dem Wachstum profitierten nur die Protago-
nisten des seit 2001 entstandenen quasi-oligarchischen Patrona-
gesystems, das gleichzeitig zu einer nie gekannten sozialen Kluft 
führte. Das verdeutlicht der multidimensionale Armutsindex der 
UNO, auf dem das Land im Jahr 2011 Position 96 unter 105 
Entwicklungsländern einnahm. Auf dem Human Development 
Index der UN belegte Afghanistan 2012 den Rang 175 unter 186 
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Staaten.20 Ca. 7,4 Millionen der offiziell etwa 26 Mio. Einwoh-
ner leiden unter akutem Nahrungsmangel, weitere 8,5 Mio. sind 
davon bedroht. 60 Prozent der Kinder sind mangelhaft ernährt. 
Nur 27 Prozent der Bevölkerung haben Zugang zu sauberem 
Trinkwasser, fünf Prozent zu hygienischen Sanitäreinrichtungen. 
In weiten Bereichen des Landes herrscht nach wie vor Subsisten-
zwirtschaft. Dort spielt allerdings die Drogenproduktion eine 
große Rolle, die nicht in offizielle Statistiken eingeht, aber große 
Teile der Bevölkerung überleben lässt. Ihr Wert entspricht etwa 
15 Prozent des afghanischen BSP.21 Afghanistan ist nach wie vor 
eines der ärmsten Länder der Welt.
Selbst die Bundesregierung gibt zu, dass Afghanistans Wirt-
schaftswachstum nicht selbsttragend ist, sondern durch externe 
Zuflüsse stimuliert wird. Nach Weltbank-Angaben stammen 
85 Prozent des afghanischen Gesamthaushalts aus externen 
Zuschüssen.22 Mit dem Kampftruppenabzug bis Ende 2014 
wird aber ein Absinken der Entwicklungshilfezahlungen erwar-
tet, sodass auch die Wirtschaft erheblich schrumpft. 

Die Zahlen über Entwicklungshilfe nach Afghanistan diffe-
rieren je nach Quelle und Definition. Viele Geber sind nicht 
transparent, und nicht jede Zusage wird eingehalten. Laut 
International Crisis Group flossen von 2001 bis 2011 zirka 57 
Mrd. US-Dollar an Entwicklungshilfe nach Afghanistan, davon 
gingen 29 Mrd. in den Aufbau der Streitkräfte. Kanadische Ent-
wicklungsexperten sprechen von tatsächlich ausgezahlten 42 

-



Thema

Mrd. US-Dollar für denselben Zeitraum.23

Neben der Korruption in den afghanischen Behörden ist 
auf der Geberseite ein Mangel an Effektivität der eingesetz-
ten Gelder sowie die Militarisierung der Entwicklungshilfe zu 
verzeichnen. Letztere drückt sich im sehr geringen Anteil für 
zivile Zwecke sowie im hohen Anteil der Vergabe über militä-
rische Kanäle aus. In einem Bericht des NGO-Dachverbandes 
ACBAR heißt es: „Während das US-Militär gegenwärtig 100 
Mio. US-Dollar pro Tag in Afghanistan ausgibt, beträgt die aus-
gegebene Hilfe aller Geber seit 2001 pro Tag gerechnet weniger 
als sieben Mio. US-Dollar.“24 

Wenn man die gesamten Kosten des Krieges zugrunde legt, 
weitet sich die Kluft zwischen militärischem und zivilem Sek-
tor noch. Der US-Thinktank CSIS kommt für 2001 bis 2013 
bei „direkten Kriegskosten“, was „Kriegskosten in Afghanistan, 
Wiederaufbau und Wirtschaftshilfe“ einschließt, auf 641,7 
Mrd. US-Dollar. CSIS gibt für 2001 bis 2012 für den militä-
rischen Bereich (Verteidigungsministerium) Gesamtausgaben 
von 416,2 Mrd. US-Dollar und für den zivilen Bereich (State 
Department und USAID) von 25,2 Mrd. US-Dollar an, also 
ein Verhältnis von 16:1. Für Deutschland lag dem Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung zufolge 2010 das Verhältnis 
von Ausgaben des Verteidigungsministeriums zu denen ande-
rer Ressorts bei etwa 9:1, während offizielle Angaben von 2,5:1 
ausgehen, mit Ausgaben von 1,02 Mrd. Euro aus dem Vertei-
digungsministerium sowie zusammen etwa 430 Mio. aus dem 
Außen- und Entwicklungsministerium.25

Allerdings verweist die Weltbank darauf, dass „Ausgaben 
‚für‘ Afghanistan nicht Ausgaben ‚in‘ Afghanistan“ sind. „Die 
meisten Hilfsgelder (sowohl zivile Hilfe als auch Sicherheitsun-
terstützung), einschließlich jener, die im Land kontraktiert wer-
den, haben einen niedrigen einheimischen Wirtschaftsanteil. 



Vieles kommt entweder niemals herein oder es fließt, [über] 
internationale Bereitsteller von Gütern und Dienstleistungen, 
Importe und Profitabflüsse direkt wieder heraus und limitiert 
so den Einfluss auf die [einheimische] Wirtschaft. […] Nur 38 
Cent jedes Dollars erreichen die lokale Wirtschaft.“ 

Berücksichtige man dabei noch die Sicherheitsausgaben, 
so liege der einheimische Wirtschaftsanteil der aggregierten 
Hilfsflüsse nur bei 14 bis 25 Prozent – also einem Vierteldol-
lar. Sarkastisch gesagt, ist das eher Hilfe zur Selbsthilfe für die 
Geber. Zudem hat sich der Afghanistan-Krieg zu einem Para-
debeispiel dafür entwickelt, wie zunehmende Militarisierung 
und Privatisierung systematisch entwicklungspolitische Prinzi-
pien außer Kraft setzen. 

Unter diesen Vorzeichen sind nach zwölf Jahren die Fort-
schritte im sozialen, wirtschaftlichen und politischen Bereich 
wahrlich bescheiden. Die westlichen Regierungen tragen als 
politische Richtliniengeber nach der Bonner Afghanistankon-
ferenz 2001 die Hauptverantwortung dafür, dass enorme Mit-
tel zum Wiederaufbau verschwendet oder ineffektiv eingesetzt, 
eine Demokratisierung früh gestoppt, die Rolle der UNO als 
multilaterales und nicht in erster Linie militärisches Interven-
tionsinstrument untergraben und der Boden für eine Rückkehr 
der alten und neuen Jihadisten bereitet wurden. 

So problematisch der Militäreinsatz in Afghanistan auch 
ist – die Beendigung des ISAF-Einsatzes kommt bei einer 
Vielzahl ungelöster Probleme zu früh. Ein Großteil der Kon-
fliktlinien in Afghanistan wurde überhaupt nicht wahrgenom-
men – von Umwelt- und demografischen Problemen bis zur 
wirtschaftlichen Marginalisierung des Landes in der neoliberal 
globalisierten Welt. 

„Millionen von Afghanen sind immer noch nicht in der Lage, 
ihre minimalen Basisbedürfnisse zu befriedigen“, resümiert Nipa 
Banerjee, die ehemalige Chefin des kanadischen Entwicklungs-
programms in Afghanistan.26 Die Entwicklung stagniert. Die 
seit über einem Jahrhundert anhaltenden internen Modernisie-
rungskonflikte werden weiterhin gewaltsam sein. Zugleich wird 
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Afghanistan stärker zum Spielball seiner unmittelbaren und mit-
telbaren Nachbarn, die das Land genauso zynisch betrachten wie 
viele westliche Akteure – als Arena für ihre regionalen Vormacht-
kämpfe, als Rohstofflieferanten oder als jihadistischen Popanz 
zur Begründung interner Unterdrückungspolitik. 

Mit der Präsidentschaftswahl 2014 steht der politische Tran-
sitionsprozess auf einer wackligen Basis. „Regierungen würden 
gut daran tun […], sich auf ungeordnete Wahlen einzustellen“, 
schreibt Martine van Bijlert, „anstatt auf das Beste zu hoffen.“27 
Afghanistans Institutionen, auch die der internen Konfliktregu-
lierung und Selbstheilung, sind in einem mehr als 30-jährigen 
Krieg nachhaltig zerstört oder missbraucht worden. Und der 
Krieg wird auch 2014 nicht enden. Ein Westfälischer Frieden, 
wie er im 17. Jahrhundert nach 30 Jahren Krieg erreicht wurde, 
ist in Afghanistan nicht in Sicht.
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